




4. Bei einem Wohnortwechsel in den Einzugsbereich eines anderen Mietervereins des
Deutschen Mieterbundes kann das Mitglied ohne Kündigungsfrist aus der Mitgliedschaft
entlassen werden, wenn es eine Mitgliedschaft bei dem Verein des Zuzugsortes be­
gründet.

5. Der Ausschluss eines Mitglieds kann erfolgen, wenn es gegen die allgemeinen Mieter­
interessen oder die Satzung verstößt, insbesondere wenn das Verhalten des Mitglieds
sich mit dem Zweck und Ziel des Vereins nicht vereinbaren lässt oder das Ansehen des
Vereins schädigt.

6. Das Mitglied kann von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es unbekannt
verzogen ist oder mit seiner Beitragsverpflichtung länger als 4 Monate in Verzug ist.

7. Über den Ausschluss oder die Streichung von der Mitgliederliste entscheidet
der Vorstand.
Die Streichung von der Mitgliederliste wird mit dem Beschluss wirksam.

8. In den Fällen der Ziffer 5 ist der Ausschluss dem Mitglied unter Angabe der Gründe
schriftlich mitzuteilen. Das Mitglied hat das Recht des Widerspruchs. Der Widerspruch
hat spätestens einen Monat nach Zustellung des Beschlusses schriftlich an den
Vorstand zu erfolgen. Die Frist ist eine Ausschlussfrist. Bei fristgerechtem Widerspruch
entscheidet über den Ausschluss endgültig die Mitgliederversammlung.

Während der Dauer des Ausschlussverfahrens ruhen alle Rechte, Pflichten und
Vereinsämter des Mitglieds. Mit dem Wirksamwerden des Ausschlusses enden alle
Vereinsämter.

9. Das Mitgliedsbuch bleibt Eigentum des Vereins, es ist bei Beendigung der Mitgliedschaft
zurückzugeben.

§6
Rechte der ordentlichen Mitglieder 

1. Das Mitglied ist berechtigt, die Einrichtungen des Vereins nach Maßgabe der dafür vom
Vorstand aufgestellten Richtlinien zu nutzen.

2. Rat und Auskunft werden kostenlos erteilt. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Bera­
tung innerhalb einer bestimmten Frist. Ist das Mitglied mit der Zahlung seiner Beiträge
gemäß§ 7 im Rückstand, so besteht kein Anspruch auf Beratung. Für weitergehende
Tätigkeiten kann der Vorstand eine Beitragsordnung beschließen, in der die Erstattung
entstandener Kosten oder Pauschalbeträge hierfür festgelegt werden. Der Vorstand
kann durch Beschluss die Erbringung von Leistungen durch Dritte regeln. Der Vorstand
kann durch Beschluss für die Mitglieder Obliegenheits- und Mitwirkungspflichten bei der
Inanspruchnahme der Beratung festlegen. Die Einhaltung von gesetzlichen oder
gerichtlichen Fristen ist Sache des Mitglieds, es sei denn, das Mitglied hat die
Fristenkontrolle im Einzelfall dem Verein übertragen. Der Verein haftet den Mitgliedern
nur bei grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Verursachung eines Schadens.

3. Rechtsschutz in Mietstreitigkeiten besteht für das Mitglied, soweit und in dem Umfang,
als durch den Verein für seine Mitglieder ein Gruppenversicherungsvertrag mit der 
Rechtsschutz-Versicherung  abgeschlossen ist. Rechtsschutz wird nur gewährt,
wenn das Mitglied bei Streitigkeiten die Beratung des Mietervereins in Anspruch nimmt
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Wechsel der Rechtsschutzversicherung:
Modifikation der Satzung ist beim Vereinsregister beantragt.














